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Kommunalwahlen in der Sowjetzone
Mit zwei Jahren Verspätung, aber mit alter „Einheitsliste"

Seit die SED im  Sommer 1955 die damals fä lligen  K reis- und 
Gemeindewahlen geflissentlich überging, hatten sich die So- 

ietzonenbewohner weitgehend an diesen Zustand gewöhnt, 
meinderat und K re istag  wurden vom „Demokratischen 

Block“  —  in diesem F a lle  gleichbedeutend m it der SED —  ein­
gesetzt, der Bürgerm eister wurde gleich vom Bezirk gelie fert 
und die „Behörde“ unterschied sich nur noch in  K le in igkeiten  
vom örtlichen Parteibüro. Nun w ird  überraschend am 23. Juni 
„gew äh lt“ . M it hektischer Betriebsam keit stürzen sich die po li­
tischen Organisationen und die „Volksvertreter“  in den „W ah l­
kam pf“ . Sogar die „Nationale Fron t“ ,, is t plötzlich w ieder da 
und m it ih r —  die alte „E inheitsliste“ .

D ie  Parteienwahl sei eine 
Zeiterscheinung der verfaulen­
den bürgerlichen Demokratie, 
erklärte der SED-Agitationschef 
Sindermann, und W a lte r U l­
bricht m einte: „D ie Einheitsliste 
wählen w ir  natürlich darum, 
w eil w ir  uns eben alle ein ig 
sin d !“

Abgeordnete, die der Bürger 
nie zu Gesicht bekam, bereisen 
seit Tagen  die kleinsten D örfer 
und behaupten: „Ich  habe im ­
m er eure Interessen verfoch­
ten ! Und vrenn ih r m ir einen 
W ählerauftrag gebt, werde ich 
ihn ausführen, gleich nach der 
W a h l!“

Demokratisierung ?
'ie se  W ahl soll der Schluß- 
h  unter die seit dem Herbst 

etwas müde gew'ordene Kam ­
pagne „zur breiten Entfaltung 
der Dem okratie“  werden N ur 
—  fü r diesen Zweck w ieg t sie 
a llzu leicht! D er „Dem okrati­
sche B lock“ und die „Nationale 
F ron t“ kamen erstaunlicher­
weise bereits zw ei Tage  nach 
Bekanntgabe der „W a h l“ m it 
fertigen  Kandidatenlisten .her­
aus. Zu gut 70 Prozen t sind es 
die alten Funktionäre, die neu 
nominierten Kandidaten ent­
sprechen den gegenwärtigen 
politischen Anforderungen der 
Parte i. D er W ähler hat nur 
zw ei M öglichkeiten: entweder
sie zu akzeptieren, und m it 
ihnen das ganze politische Sy­

stem, oder sie abzulehnen, das 
heißt, seinen Stimmzettel un­
gü ltig  zu machen.

Um eine derartige Demon­
stration zu verhindern, p lädie­
ren die politischen Organisa­
tionen bereits w ieder fü r die 
„offene Abstimmung". D ie 
„Haus- und Hofgem einschaften“ 
der „Nationalen F ron t“ sollen 
bis zum 1. Juni

fre iw illig e  Selbstverpflich- 
tungen abgeben, laut denen 
man geschlossein in die 
W ahllokale ziehen und die 
Stimmzettel offen über den 
Tisch reichen w ill.

W enn dies der Endeffekt der 
vo r einem Jahr verkündeten 
„Dem okratisierung“ sein soll, 
dann ist der SED die Über­
raschung absolut geglückt.

W as wird gew ählt?

W o es keine F rage  gibt, w e n  
man wählen soll, da taucht die 
Überlegung auf, w a s  w ird  
denn überhaupt gew ählt? D ie 
Antw ort lieg t auf der Hand: 
Das System läßt sich durch 
diese „W ah l“  ein Vertrauens­
votum geben! Es zw ingt die 
Menschen durch die A rt solcher 
„W ahlen“ en bloc das SED- 
K egim e zu bestätigen. Zumin­
dest w ird  es die Parte i so aus­
legen. Denn m it dem unzweifel­
haften W ahlergebnis w ird  sie 
die L o g ik  verbinden: D ie B e­
völkerung hat die E inheitsliste 
gewählt, nun werden die unter

dieser L is te  zusammengeschlos­
senen Organisationen alles w ei­
tere in die Hände nehmen . . .

Es g ibt keinen W iderstand 
gegen solche „W ah l“ , der einzig 
mögliche besteht darin, daß man 
sie nicht ernst nimmt und von 
vornherein als Farce entlarvt. 
W as fü r ein System w ird  denn 
gew äh lt? D ie 31. Tagung des 
SED-Zentralkomitees, auf der 
die Gemeindewahlen beschlos­
sen wurden, gab gleichzeitig 
eine A rt Rechenschaftsbericht 
über die augenblickliche Lage. 
Greifen w ir  nur ein ige Punkte 
heraus:

Da w ird  erst einmal die 
„feindliche Haltung“ der In te l­
ligenz bestätigt. Sie w ird  auf­
gefordert, entweder ein Treue­
bekenntnis abzugeben oder sich 
zum „K lassenfeind“ zu erklä­
ren.

Das zweite Eingeständnis be­
trifft die katastrophale W ir t­
schaftslage. „Neue, einschnei­
dende Maßnahmen“ in  der 
Stromkontingentierung werden 
angekündigt, der Außenhandel 
geht trotz der L e ip z iger Messe 
w eiter in Minus-Bilanz, die Im ­
porte übersteigen laufend die 
verringerten Exporte. In  den 
Betrieben dürfen keine neuen 
Arbeiterkom itees gewählt w er­
den, den Juristen werden „Nach­
geben gegenüber westlichen 
Einflüssen“ und „ideologische 
Schwankungen“ vorgeworfen. 
D er mehr als eine Seite des 
SED-Zentralorgans umfassende 
Bericht des Politbüros findet 
nicht ein einziges W ort der 
K r it ik  an der L eitu n g  des 
Staats- und Parteiapparates. 
E r  mutet an w ie ein Dokument 
aus der finstersten Zeit des Sta­
linismus.

Und unter seinem Aspekt soll 
am 23. Juni in der Sowjetzona 
„gew äh lt“  werden!
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J. B . G ra d l:

Atomares 
Säbelrasseln

Nichts ist mehr zu erkennen 
von der P o litik  des Lächelns, 
die vor anderthalb Jahren in 
Genf ihren Höhepunkt und, w ie 
w ir  heute wissen, ihren W ende­
punkt hatte. Seither ist das L ä ­
cheln immer kühler geworden, 
und seit dem ungarischen E r­
lebnis ist das Lächeln vergan­
gen. Ost und W est sprechen 
miteinander, aber die A tm o­
sphäre verfinstert sich zu­
sehends. Man braucht deshalb 
nicht in Panik auszubrechen, 
aber was in der letzten W oche 
an Drohung und Ängstigung 
eingesetzt worden ist, ist viel.

Uns Deutschen ist in den letz­
ten hundert Jahren o ft genug 
—-  und leider zuweilen m it vo l­
lem Recht —  vorgeworfen w or­
den, w ir  hätten durch Drohung 
m it m ilitärischer Macht andere 
Länder zu beeinflussen gesucht. 
Man nannte das Säbelrasseln. 
A ber welch idyllische Zeiten wa­
ren das, als man fü r solche Ge­
w altpolitik  sich des Bildes vom 
rasselnden Säbel bedienen konn­
te. Heute rasselt man m it dem 
Atom , m it der W asserstoff­
bombe und m it Fernraketen. 
Atomrasseln nennt eine N ew - 
Y orker Zeitung insbesondere 
die sowjetische Botschaft an 
Norwegen. In  der T a t ist der 
B rie f Bulganins an den norwe­
gischen Ministerpräsidenten 
Gerhardsen ein G ipfel atomarer 
Drohung. Norwegen könnte, so 
meint Bulganin, jeden Augen­
blick von den Streitkräften der 
N A T O  gegen die Sowjetunion 
benutzt werden. Und deshalb 
beschreibt Bulganin den N o r­
wegern die Schrecken der W as­
serstoffbomben, die eine K a ta ­
strophe selbst für Staaten sei­
en, die „ein größeres Te rrito ­
rium als Norwegen besitzen“ .

Unfreundliche Quittung
Nun gehört Norwegen der 

N A T O  nur eingeschränkt an. 
A ls es ihr beitrat, geschah, es 
m it dem wesentlichen Vorbe­
halt: „D ie norwegische R eg ie ­
rung Wird . . . keine Stütz­
punkte fü r fremde Streitkräfte 
auf norwegischem Territorium  
errichten, solange Norwegen 
nicht angegriffen oder von einem

A n griff bedroht w ird .“ Und 
diese Erklärung hatte der nor­
wegische M inisterpräsident so­
ga r  im H erbst 1955 bei seinem 
Besuch in Moskau noch einmal 
w iederholt. Man kann also nicht 
sagen, daß die Sowjets die nor­
wegische Distanzierung von der 
N A T O  besonders freundlich 
quittieren.

W as aber veranlaßt die So­
w jets dazu, gegen Norw egen  
und nun in ähnlicher W eise 
auch gegen Dänemark zu w ie ­
derholen, -was sie auf dem 
Höhepunkt der Suezkrise schon 
gegen  England und Frankreich 
getan haben, nämlich m it Su­
perwaffen zu drohen? Schon aus 
der britischen Reaktion hätten 
die Sowjets lernen können, daß 
eine solche Drohung zwar tie­
fen  Eindruck macht, daß aber 
die Konsequenz des Bedrohten 
nicht zwangsläufig Resignation 
oder gar Kapitu lation sein? muß. 
Völker, die nach eigener A rt 
zu leben gewohnt sind und w ei­
ter leben wollen, werden, wenn 
sie so angesprochen werden,, 
eher geneigt sein, harte F o lg e ­
rungen zu ziehen, soweit ihnen 
das irgend möglich ist. Und 
■wenn sie es allein nicht ver­
mögen, werden sie sich um so 
mehr nach verbündeter H ilfe  
umsehen. Genau diese Konse­
quenz hat Großbritannien ge­
zogen m it seinem Entschluß der 
verstärkten atomaren Aufrü­
stung und ^nit dem Ersuchen 
an die U SA um amerikanische 
Fernraketen. Skandinavien w ird  
nicht in dieser W eise reagieren. 
A ber man kann sicher sein, daß 
— falls Schwächung des Nord- 
flügels des Atlantikpaktes das 
sowjetische Ziel w ar —  eher das 
Gegenteil eintreten w ird , v ie l­
leicht nicht militärisch, sicher 
jedoch moralisch.

Im  Grunde stehen alle euro­
päischen Länder zwischen dem 
sowjetischen Block und den 
USA in der gleichen Situation. 
E iner abscheulichen Situation, 
die man aber weder durch W eh­
klagen und Beschwörungen be­
zwingen kann noch durch den 
uns von der SPD empfohlenen 
vorzeitigen  und einseitigen 
Waffenverzicht. Solange die 
W e lt sich über K ontro lle und 
Abrüstung der Atomwaffen 
nicht verständigt hat, so­
lange bleiben die Atomwaffen 
explosiv. Und da die Produk­
tion der Atomwaffen bisher 
praktisch nur* in den Händen 
der U SA und der Sowjetunion

liegt, b leibt den europäischen 
Völkern, die im Spannungsfeld 
zwischen den beiden Giganten 
liegen, nur Anlehnung oder 
Ausgeliefertsein. D ie Situation 
wäre anders, wenn es eine 
dritte, selbständige Atomgruppe 
gäbe. Europa als Ganzes, selbst 
im  heutigen engen Bereich, 
könnte das sein und muß es 
vie lleicht werden, wenn die 
W eltverhunft nicht einen W eg  
zur Beseitigung der A tom ­
waffen findet. A ber ein einzel­
nes europäisches Land w ird  nie 
fäh ig  sein, atomare Selbstän­
d igkeit zu erreichen: die öko­
nomische K ra ft  reicht d" 
nicht. D ie Verein igten Stas, 
geben jährlich allein fü r aie 
Entw icklung der Atom - und 
Raketenwaffen v ie l mehr aus als 
die Bundesrepublik fü r die ge­
samten Verteidigungszwecke.

Die Übermacht
Das ist die eine Seite. D ie 

andere Seite sieht so aus, daß 
die Sow jets in Europa eine er­
hebliche Übermacht an konven­
tionellen Landstreitkräften ge­
genüber dem freien  Europa ha­
ben, so daß eine Abw ehr ohne 
atomare H ilfe  bei dem gegen­
w ärtigen  Rüstungsstand nicht 
m öglich ist. So kommt es, daß 
aus den Reihen der großen eu­
ropäischen N A T O -Partn er zum 
Ausgleich immer w ieder nach 
taktischen und größeren A tom ­
waffen verlangt w ird. D ie Aus­
einandersetzung darüber ver­
läuft fü r den Außenstehenden 
unklar, die Erklärungen sind 
w iderspruchsvoll; zum Beispiel 
hat E isenhower fü r Großbri­
tannien und andere Verbündete 
Fernraketen zugesagt und zu­
gleich den Zeitpunkt vö l1̂  
offengelassen. Aber es ist t 
ständlich, daß diese ganze D is ­
kussion  um taktische und stra­
tegische Atom waffen in Europa 
fü r sowjetische Ohren sehr un­
freundlich klingt, und der 
K rem l kann durchaus den E in­
druck haben, daß auch vom 
W esten her m it dem Atomsäbel 
gerasselt w ird.

Der H inweis in der Note an 
Norw egen  auf die Stationie­
rung von Atom waffen in den 
westeuropäischen N A T O -Län ­
dern läßt den wahrscheinlichen 
Grund der sowjetischen Em p­
findlichkeit erkennen. N ur muß 
man w ieder fragen, was denn 
der K rem l erwartet hat, als er 
in der Suezkrise und danach



Heuss begnadigt Angenfort
Er war wegen Vorbereitung zum Hochverrat verurteilt
Bonn (E igenm eldung). Am Vorabend der Entscheidung des 

Bundestags über die vorgeschlagene Amnestie fü r kommu­
nistische H äftlin ge im Bundesgebiet hat Bundespräsident 
Ileuss den ehemaligen Beiter der kommunistischen „Freien  
Deutschen Jugend“ in W estdeutschland, Jcsef Angenfort, be­
gnadigt. Angenfort war der einzige politische H ä ftlin g  in der 
Bundesrepublik, der eine Zuchthausstrafe zu verbüßen hatte. 
E r  w ar im Juni 1335 wegen Vorbereitung zum Hochverrat 
und wegen Staatsgefährdung zu fün f Jahren Zuchthaus ver­
urteilt worden. Politische Kreise in Bonn nehmen an, daß die 
Entscheidung des Bundespräsidenten der Mehrheit des Bun­
destags die Ablehnung des Amnestieantrags der F D P  erleich­
tern w ird, der von SPD und B H E  unterstützt w ird.

Lieber Leser!
W ir wollen gern wissen, w ie die 
Verteilung unserer Wochenaus­
gabe in der sowjetischen Be­
satzungszone funktioniert. D ie 
Namen unserer Leser interes­
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte, Deshalb bitten 
w ir Sie, eine Ansichts- oder 
Postkarte mit falschem Absen­
der, aber m it Angabe der Num­
mer der Ausgabe, auf d ie Sie 
sich beziehen, an folgende 
Adresse zu schicken:

Herrn E. ß e g n i
Berlin-Tem pelhof 1 

M anfred-v.-Richthofen-Str. 2, I I

Falls  Sie den kleinen TA G  
mit der Post erhalten, entfernen 
Sie bitte Ih re Anschrift, nicht 
aber die Marke von dem B rie f­
umschlag und schicken Sie ihn 
in einem anderen Briefumschlag 
an die ob ige Anschrift.

W ir danken Ihnen fü r Ihre 
H ilfe .

Oslo (A P ).  Im  Zusammenhang 
m it der 'warnenden Botschaft 
Bulganins an den dänischen 
M inisterpräsidenten Hansen ha­
ben maßgebliche norwegische 
Stellen Inform ationen über G rö­
ße und Stützpunkte der sow je­
tischen F lo tte  in der Ostsee 
veröffentlicht. Nach Ansicht 
norwegischer K re ise entspringt 
die W arnung an Dänemark der 
sowjetischen Befürchtung, die 
'  w t stationierten starken F lo t-

ieinheiten könnten im Fa lle  
eines K rieges w ie in einem 
Kessel gefangen sein.

In  den H äfen  der Ostseeküste 
liegen  nach den norwegischen 
Inform ationen sieben Kreuzer, 
80 Zerstörer, 150 Unterseeboote. 
300 Minensuchboote, 250 T o r­
pedoboote und 400 H ilfsschiffe. 
D iese F lo tte  teilt sich in  die 
nordbaltische m it dem Haupt­
quartier in Kronstadt und in 
die südbaltische m it Haupt­
stützpunkt P illau  (Ostpreußen).

Andere sowjetische ' Marine­
einheiten sind an der Küste 
des polnisch verwalteten deut­
schen Gebietes, unter anderem 
in Swinemünde, Stolpniünde 
und Ko lb  erg stationiert. In

D ie Begnadigung Angenforts 
ist an die übliche Bedingung 
geknüpft, daß er sich in der 
restlichen Zeit der fün f Jahre, 
die er im  Zuchthaus zubringen 
sollte, nicht der gleichen V er­
brechen schuldig macht, deret- 
w egen er verurteilt worden ist. 
Politische Kreise vermuten aber, 
daß Angenfort, der nach seiner 
Verurteilung von den Kom m u­
nisten in ganz Deutschland als 
eine A rt Nationalheld gefeiert

Swinemünde liegen zahlreiche 
Unterseeboote, Zerstörer und 
Torpedoboote. D ie H ä fen  von 
W ismar, Rostock und Stralsund 
werden dagegen hauptsächlich 
von Minensuchbooten benutzt.

worden ist, so fort seine poli­
tische Tätigkeit m it heftigen 
A ngriffen  gegen die Bundes­
regierung —  möglicherweise 
von der Sowjetzone aus — fo rt­
setzen wird.

Außer Angenfort befinden sich 
zur Zeit noch rund 25 Kommu­
nisten in westdeutschen Ge­
fängnissen, die wegen ausge­
sprochen politischer Vergehen 
verurteilt worden sind. Es ist 
nicht ausgeschlossen, daß der 
Bundespräsident in einigen w ei­
teren Fällen  eine Begnadigung 
veranlassen wird. Jedenfalls 
sehen aber die Regierungspar­
teien in Bonn in der geringen 
Zahl der im  Bundesgebiet ver­
urteilten Kommunisten das 
w ichtigste Argum ent gegen eine 
generelle Amnestie.

„Brennende G r e n z e “  a m  1 7 .  J u n i
Feiern und Kundgebungen des Kuratoriums

Bonn (E igenbericht). Am 
, 16. Juni, dem Vorabend des 

„Tages der deutschen Einheit“ , 
söll die Zonengrenze w ieder zu 
einer „brennenden Grenze“ w er­
den. Mahnfeuer und Fackeln 
sowie L ich ter in den Fenstern 
von der Lübecker Bucht bis 
zum Fichtelgeb irge sollen an 
die Spaltung Deutschlands und 
an die Erhebung der m ittel­
deutschen Bevölkerung vom
17. Juni 1953 erinnern. Auch in 
diesem Jahre w ill das Kura­
torium „Unteilbares Deutsch­
land“ Kundgebungen veranstal­
ten und in möglichst allen 
Städten Gedenkfeiern durchfüh­
ren. Das Kuratorium  appelliert 
an die Bevölkerung, vor allem 
im  Zonengrenzgebiet, bei der 
Durchführung der geplanten 
Feiern  und Kundgebungen zu 
helfen.

Zu den abendlichen Veran­
staltungen an der Zonengrenze 
w ill das Kuratorium  vor allem 
Schüler. Leh rlinge und Studen­
ten einladen. Der Bevölkerung 
jenseits der Zonengrenze soll 
durch den Feuerschein die V er­
bundenheit a ller Landesteile 
der Bundesrepublik bekundet 
werden. Den westdeutschen 
Teilnehmern soll durch das un­
mittelbare. Erlebnis der Zonen­
grenze die Schicksalsgemein­
schaft der Deutschen erneut 
sichtbar gemacht werden, Das 
Kuratorium  betont in seinem 
Rundbrief, daß diese Feiern 
aus dem W ahlkam pf herausge­
halten werden müßten. Die P a r­
teien und Verbände sollen 
schon jetzt beginnen, die Kund­
gebungen gemeinsam vorzube- 
rciten.

Starke Sowjet-Flotte in der Ostsee
Was bezwecken Moskaus M arine■ Einheiten ?



60 politische Verurteilungen
Im  ersten Quartal 1957 — Letztes Jahr waren es 594

Berlin  (D B A). 60 Bewohner der Sow jetzone und Ostberlins 
wurden nach Unterlagen des Untersuchungsausschusses F re i­
heitlicher Juristen im ersten Quartal 1957 aus politischen Grün­
den von Sowjetzonen- oder Ostberliner Gerichten zu insgesamt 
308 Jahren Freiheitsstrafen verurteilt.

F re i-Außerdem wurden dem U nter­
suchungsausschuß nachträglich 
49 Verurteilungen aus dem ver­
gangenen Jahr bekannt, so daß 
die Zahl der 1956 aus p o liti­
schen Gründen verurteilten P e r­
sonen auf 594 anstieg. D ie im 
vergangenen Jahr verhängten 
U rteile lauten insgesamt auf

Güterschiffe für Bundesrepublik
Berlin  (D PA ). A u f der „volks­

eigenen“ Schiffswerft Dresden/ 
übigau werden zwei M otor­
güterschiffe gebaut, die im  
Lau fe dieses Jahres nach dem 
Bundesgebiet abgelie fert w er­
den sollen. Sie gehören zu einer 
Serie von sechs Schiffen, die von 
privaten Schiffahrtsgesellschaf­
ten und Reedern der Bundes­
republik bei der Dresdener 
W e rft  bestellt worden sind, 
über die L ie feru ng  weiterer 
Schiffe w ird  noch verhandelt. 
Außerdem baut die Dresdener 
Schiffswerft sieben M otorgüter­
schiffe von je  700 Tonnen für 
die Sowjetunion. 14 Schiffe die­
ser A rt sind in den letzten bei­
den Jahren schon ausgeliefert 
worden. In  ihrem Laderaum fin­
det eine Fracht P latz, die der 
von 43 Bisenbahnwaggons ent­
spricht. Sie sind 67,3 Meter 
lang 8,5 M eter bre it und mit 

'  zw ei 300-PS-Dieselmotoren aus­
gerüstet.

mindestens 2763 Jahre 
heitsentzug, wozu noch sieben 
U rteile auf lebenslängliches 
Zuchthaus kommen.

Paris dementiert
Paris (A P ). Das französische 

Außenministerium hat katego­
risch französische Presseberichte 
der vergangenen Woche demen­
tiert, nach denen Großbritan­
nien und Frankreich Hand in 
Hand m it dem israelischen An­
g r iff auf Ägypten die Invasion 
am Suezkanal vorbereitet haben 
sollten. Das Außenministerium 
erklärte, sämtliche Behauptun­
gen diplomatischer A rt in die­
sen Berichten seien reine Phan­
tasieprodukte.

Entscheidung über Polenhilie
W ashington (A P ) .  TJS- 

Außenminister Dulles w ird 
An fang nächster Woche den 
genauen B etrag der am eri­
kanischen W irtschaftshilfe 
für Polen festsetzen, w ie in 
Washington verlautet. Man 
spricht von einer Summe 
zwischen 30 und 90 M il­
lionen Dollar.

Erfinder des Tonfilm0 gestorben
Berlin (D PA ). Der Erfinder 

des Tonfilmes, Joseph Massolle, 
ist im  A lte r  von 68 Jahren nach 
langem  Leiden  in einem W est­
berliner Krankenhaus gestor­
ben. Massolle hat ein typisches 
Erfinderschicksal m it a ll seinen 
Enttäuschungen erlebt. Das in 
erster L in ie  von ihm erfundene 
Lichtton-Verfahren ermöglichte 
überhaupt erst die Entwicklung 
des Tonfilmes. Aber die Erfin­
dergruppe, die sich damals den 
Namen „T r ie rgon “ gab, fand 
keine Geldgeber zur weiteren 
Verw irklichung ihrer Pläne.

Angeklagte Ungarn ungebeugt
„Unser Vertrauen zum Narren gehalten44

Budapest (A P ).  In  Ungarns 
erstem großen Schauprozeß 
gegen  Teilnehmer am Volks­
aufstand zeigten sich die Ange­
klagten in ihren Schlußworten 
ungebeugt. D ie kommunistische 
Dichterin M atilde Toth  w ird  die 
U rteile  über die e lf Angeklagten 
in Kürze verkünden.

Der 30jährige Redakteur Ober- 
sovszky erk lärte: „Ich glaube an 
den Sozialismus, denn nach m ei­
ner Überzeugung ist das eine 
höhere, schönere, bessere und

Lemmer wiedergewählt
Innere Geschlossenheit der Berliner CDU

Berlin  (E igenbericht). D er 
Landesparteitag der Berliner 
Christlich - Demokratischen 
Union ist m it der W ahl des 
Landesvorstandes abgeschlossen 
worden. M it 130 gegen 3 Stim­
men bei 7 Enthaltungen und 
einer ungültigen Stimme wähl­
ten die Delegierten erneut Bun­
desminister Ernst Lem m er zum 
Landesvorsitzenden. Geschäfts­

führender Vorsitzender wurde 
m it 123 gegen 11 Stimmen bei 
4 Enthaltungen w iederum  Dr. 
Günter Riesebrodt.

Unter großem Beifa ll stellte 
Lem m er in  seinem Schlußwort 
fest, dieser Parte itag  habe ein 
B ild  der inneren Geschlossen­
heit der Berliner CDU verm it­
telt, w ie  sie wohl von keiner 
anderen Parte i dieser Stadt

menschlichere Form  als jedes 
andere System. Ich habe nicht 
das System bekämpft, sondern 
die, die es häßlich gemacht und 
in  schlechten R u f gebracht und 
unser Vertrauen zum Narren 
gehalten haben.“

auch nur annähernd errei 
werden könne. W örtlich  betonte 
er : „W as in  zw ö lf Jahren an 
evangelischen und katholischen 
Christen in unserer Union zu­
sammengewachsen ist, w ird  sich 
nicht mehr trennen lassen.“

Im  Verlau f der Tagung 
sprach sich der Parte itag  dafür 
aus, daß der Landesvorstand 
nur über das Vorschlagsrecht 
bei der Besetzung von W ah l­
ämtern verfügen solle, die En t­
scheidung aber bei der Fraktion 
liegen müsse. In  einem Antrag 
forderten die Delegierten eine 
bessere Regelung der beru f­
lichen Entwicklungsmöglichkei­
ten der Sozialarbeiter, w ie z. B. 
Fürsorger, Erzieher und K in ­
dergärtnerinnen.



So sind sie wirklich:

5?Mal kurz mitreden . . .4i
A ls die Sowjets im  Frühjahr 

1946 die Zwangsverschmel­
zung von K P D  und SPD befah­
len, ließen sie aus den verschie­
denartigsten Beweggründen in 
Ostberlin eine „Sozialdemokra­
tische Pa rte i“ bestehen. Sie un­
terlag a llerlei Schikanen, aber 
immer nur so vielen, daß diese 
die Existenz der W estberliner 
SED nicht in F rage  stellen so ll­
ten. D ie neugebildete SED war 

ia ls der Meinung, sie könne 
zu dieser Zeit rund 16 000 

registrierten Ostberliner SPD- 
M itg lieder nach und nach in die 
SED übernehmen. B is heute ha­
ben ihr jedoch rund 7000 Sozial­
demokraten widerstanden. Aber 
1949 gründeten die Komm u­
nisten eipe „Sozialdemokratische 
Aktion“ unter Leitu ng des 
SPD-Renegaten Hans Müller, 
deren ganze Funktion vorerst 
in der Herausgabe einer von 
der damaligen SED-Landeslei- 
tung finanzierten Wochenzeitung 
„F re ie  Presse“ bestand. Doch 
bereits 1952, als die Ostberliner 
SPD noch 9000 M itg lieder 
zählte, w ar die „SD A “ m it 46 
nominellen Anhängern sanft 
entschlafen. Heute erinnert nur 
noch ■ der „sozialdemokratische 
■Volkskammerabgeordnete“ Hans 
M üller an diesen merkwürdigen 
Verein . . .

„Helden sind unmodern!“
M üller ist heute 51 Jahre att 

und Sohn eines Berliner Trans­
portarbeiters. E r se lb s t. er- 
^ "n te  den Beru f eines Flächen- 

.eifers und wurde 1922 als 
ö^chzehnjähriger M itg lied  der 
„Sozialistischen A rbeiterju ­
gend“, ohne dort jemals aktiv zu 
werden. Erst 1929 g in g  er in 
die SPD, ' nachdem er bei den 
Kommunisten vergeblich Um ­
schau gehalten hatte. Die- SPD 
belohnte ihn m it dem Posten 
eines hauptamtlichen Jugend­
funktionärs.

A ls H itler  an die Macht kam, 
unternahm M üller einen schüch­
ternen Emigrationsversuch, ge­
hörte dann aber -zu den ersten, 
die ihre politische Überzeugung 
w iderriefen  und wurde von sei­
ner alten Firma, die er\ 1929 
verlassen hatte, als „unabkömm­
lich“ reklamiert. Seine Genos­
sen .waren nicht unabkömmlich-

HANS MÜLLER
genug, um ins K Z  und in die 
Gefängnisse des D ritten  Rei- 
ches zu gehen. E r m ied sie, und 
wenn er sie unvermutet traf, 
zuckte er die Achseln: „Helden 
sind unmodern! D ie . Parole 
, heiße vie lm ehr: überleben! “

V ie le  ehemalige Sozialdemo­
kraten, die heute in der SED 
gehobene Funktionen bekleiden, 
würden bei passender Gelegen­
heit zu den ersten gehören, die 
M üller ans Messer lieferten . . ..

Das passende Parteibuch

- M üller wurde unabkömmliches 
Kettenglied  eines Betriebes der 
Luftwaffenindustrie, - M üller 
wurde Soldat, er wurde m it 
,dem Kriegsverdienstkreuz in 
der Etappe dekoriert, und zum 
Schluß kam er noch in sow je­
tische Gefangenschaft. E in An­
tifa-Kurzlehrgang gab ihm die 
Vorzugs-Fahrkarte nach dem 
nunmehr geteilten Berlin.

Das passende Parteibuch wäre 
fü r  ihn das der K P D  gewesen. 
Es w ar nicht sein W ille , daß 
er w ieder zur -SPD ging. Aber 
den Sowjets war damals w ie 
heute ein kommunistischer „So­
zialdem okrat“  lieber als zehn 
politisch unsichere Kommu­
nisten. Seine gew iß nicht aus 
eigenem Antrieb erfolgende 
W ühlarbeit unter den Ostber­
liner Sozialdemokraten hatte 
zur Fo lge, daß sich die B er­
liner SPD 1949 von ihm trennte. 
D er „Ü bertritt“ zur damals g e ­
bildeten „Sozialdemokratischen 
A ktion “ w ar eine Iron ie. M üller 
wurde der ' erste Vorsitzende 
dieser Gruppierung und Chef­
redakteur der „Freien  Presse“ , 
in  dem Berufsbezeichnung f ir ­
m ierte er je tzt als Journalist. 
D ie Redaktion bestand aus drei 
Mann. M üller selbst g in g  jeden 
F re ita g  zum SED-Landesver- 
band, um sich die fe rtigen  A r­
tikel abzuholen. A ls die SED im 
Juni 1952 einen „Landesrat 
Berlin  der Sozialdemokratischen 
A ktion “ ernannte, 'w a r die 
„SD A “ selbst nur noch im  Ver­
einsregister existent. M üller

aber hatte sich anderw eitig ge» 
s ich ert. . .

Bürgermeister und 
Abgeordneter

Zwei Tage nach seinem Aus­
schluß aus der SPD ernannte 
die SED M üller demonstrativ zu 
einem der zahlreichen Stellvertre­
ter des Ost-Oberbürgermeisters. 
E r  wurde „Bürgerm eister ohne 
Aufgabenbereich“. E in Jahr 
später w ar M üller Abgeordneter 
der Ostberliner „Volkskammer“ . 
Durch ihn legitim ierte die 
SED die Zwangsfusion von 
1946: W er  nicht zu uns w ill» 
kann auch in der D D R  Sozial­
demokrat bleiben! Aber bereits 
der Versuch, die „SD A“ in der 
Zone publik zu machen, schei­
terte. V ier Monate bereiste 
M üller die Städte Thüringens, 
Sachsens und Mecklenburgs, um 
ganze 28 ( ! )  Interessenten fü r 
seine Gruppe zu gewinnen. M it 
dieser ,Zahl aber konnte selbst 
die SED keine neue Massen­
organisation form ieren.

Seither schreibt M üller B rie fe  
an Funktionäre der Sozialdemo­
tischen Parte i in der Bundes­
republik. Er, der am 17. Juni 
in einer W estberliner Pension 
Zuflucht suchte, erklärt, die 
„D D R “ sei heute der „sicherste 
H ort der Dem okratie“ , nur sie 
könne „den Faschismus von 
Deutschland fernhalten und 
durch ihre konsequente F r ie ­
denspolitik die Verwandlung 
Westdeutschlands in eine A tom ­
wüste verhindern“ . (Auszug aus 
der jüngsten Ausgabe dieser 
„M ü ller-B riefe“ ). Gelegentlich 
spricht Hans M üller in Ost­
berlin vor geladenen Funktio­
nären der W estberliner SED 
über F ragen  der „Aktionsein­
heit“ . Seine konstante und in  
Parteikreisen vielbelachte R ede­
wendung: „W enn die W ieder­
vereinigung kommt, dann w er­
den w ir  von der SDA kurz mal 
m itreden! Wenn w ir  auch eine 
kleine Organisation sind, aber: 
Uns gehören ideell Zehntau­
sende der Besten aus der heu­
tigen Sozialdemokratie a n !“

D ie SED läßt ihn gewähren. 
E r hat ein Gesamteinkommen 
von etwa 4000 Mark monatlich, 
und damit läßt sich auch unter 
Ulbricht leben. N ur als K u rio­
sum ist er unbezahlbar . .  s



S E D  f ü r c h t e t  d i e  „ A r b e i t e r k o m i t e e s “
Neuwahlen werden gestoppt — Ein H iifern i des FDGB
Auf Veranlassung- des FDGB-Bundesvorstaniles. dürfen seit 

v ier Wochen in der gesamten Sov.-jetr,(me lteine „Arbeiter- 
komitdes“  mehr eingesetzt werden. M it den unmöglichsten 
W inkelzügen versuelien SED- und Gewerkschaftsleitungen, die 
bereits gebildeten Komitees aufzulösen oder deren Arbeit, vor­
übergehend einzusteiien. D er Grund: In  allen Betrieben, wo 
Arbeit-erkomitees gewählt werden durften, haben diese Zug 
um Zug die Betriebsgewerkschaftsleitungen des FDGB aus­
geschaltet und sich, fü r die Lösung arbeitsrechtiicher und 
sozialpolitischer Fragen  verantwortlich gemacht.
D ie B G L sind in  diesen B e­

trieben zum überflüssigen K u ­
riosum geworden. D ie Vertreter 
der Arbeiterschaft, soweit diese 
gew ählt werden konnten, haben 
zwar keine „betriebliche Selbst­
verwaltung“  erreicht, aber da­
fü r die Staatsgewerkschaften 
überraschend k.o. geschlagen.

Die je tz t  vom  SED-Pölifbüro 
gegebene Begründung, man 
wolle die W ahl neuer A rbeiter­
komitees w egen der fü r Juni 
angesetzten Gemeindewahlen 
aussetzen, ist an Lächerlichkeit 
schwerlich zu überbieten. D ie 
kommunalen Staatsorgane, um 
die es bei den Gemeinde- 
,,W ahlen“ geht, haben über­
haupt nichts m it den P rob le­
men der zentralgelenkten 
Staatsbetriebe zu tun. Und die 
Arbeiterkom itees sind rein  be­
triebliche Institutionen, ohne 
Bindung und Fühlungnahme zu 
den Kommunalbehörden. Um 
was also geht es w irk lich?

Falsch geplant
Die SED hat, w ie sie heute 

bereits zugibt, diese „A rbeiter­
komitees“ übereilt und unter 
falschen Voraussetzungen auf­
gezogen, Entsinnen w ir  uns: Sie 
wurden im  vergangenen Herbst 
propagiert, als in  der Parte i 
und in den Betrieben scharfe 
Auseinandersetzungen über das 
Beispiel der Selbstverwaltung- 
jugoslawischer Betriebe und 
über die polnischen A rbeiter­
räte tobten. D ie SED w ar w e­
der gew illt, das eine noch das 
andere zu akzeptieren. Um den­
noch der immer hartnäckigeren 
Forderung nach einer gewissen 
Arbeiterselbstverwaltung Rech­
nung zu tragen, startete sie 
den Bluff m it den U lbricht­
sehen „Arbeiterkom itees“ .

Theoretisch waren diese be­
fugt, entscheidend in die Len ­
kung des Betriebes cinzugrei- 
fen. Sie sollten für Finanz-, 
Produktions- und Personalfra­
gen mitentscheiäend und m it­

verantwortlich sein. Ehe jedoch 
die ersten Kom itees geb ildet 
wurden, gab die SED insge­
heim D irektiven heraus, nach 
denen den Arbeiterkom itees der 
Zutritt zu sämtlichen Betriebs­
geheimnissen unmöglich ge­
macht wurde. G leichzeitig je ­
doch versuchten die Arbeiter 
dieser Betriebe, ihr A rbeiter­
kom itee zu einem Gegengewicht 
gegen die bestehenden und 
in Routinearbeit erstarrten 
Betriebsgewerkschaftsleitungen 
auszubauen. Man boykottierte 
die BGL-Versammlungen und 
lie f m it allen Vorschlägen und 
Beschwerden einfach zum V er­
treter des Arbeiterkom itees:

©  I i i  M a g d e b u r g  stan­
den erstmals zwei Angehörige 
eines solchen Kom itees als „A n ­
w ä lte“ eines von der SED-Be- 
triebsleitung entlassenen A rb e i­
ters vor dem Sozialgericht und 
erzwangen dessen W iederein­
stellung.

® Bei L e u n a  deckte das 
A rbeiterkom itee eine größere 
Unterschlagungsaffäre auf, in 
die Parte i- und Gewerkschafts­
funktionäre verw ickelt waren.

© I n  O s t b e r l i n  rissen 
die Kom itees die Verteilung des

E i n  n e u e s
Nun w ird  die SED im Juli 

oder August ein in  den Grund­
zügen bereits bekanntes „Gesetz 
über die B ildung von A rbeiter­
komitees in  volkseigenen und 
ihnen gleichgestellten B etrie­
ben“ vor die Volkskammer brin ­
gen. Darin werden diese K o ­
m itees zu simplen „Büros fü r 
Erfmdungs- und Vorschlags­
wesen“ umgestempelt. D ie BGD 
werden gleichzeitig zu Treu ­
händern dieser Kom itees er­
nannt und entgehen somit dem 
Schicksal, in Kürze überhaupt 
kein anderes Aufgabengebiet 
als die Beitragskassierung zu 
haben.

SSD, herhören!
Der kleine TAG  wird ver­

sandt und verteilt ohne
Rücksicht auf die politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger
sogar besonders beliebt,
denn sie haben es nötiger 
als andere, d ie Wahrheit zu 
erfahren. W er Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
w ird, kann den kleinen TA G  
also ruhig bei der Poiiz 
oder beim Bürgermeist 
amt oder bei seiner Dienst­
stelle abgeben. übrigens
w ird er auch dort gern 
gelesen.
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den Betrieben zur Verfügung 
gestellten Wohnraumes an sich, 
und zum ersten Male zog ein 
nicht ordensdekorierfer und 
parteiloser A rbeiter in einen 
Neubau der „Volkseigenen W oh­
nungsgenossenschaft“ .

D ie SED hatte falsch und 
übereilt geplant. D ie A rbeiter­
komitees begannen sich selb­
ständig zu machen, ehe die 
Kontrollinstanzen auf den P lan  
treten konnten. Und überall, wo 
so gehandelt wurde, war es der 
SED unmöglich, ein A rbeiter­
komitee aufzulösen.

„Gesetz“
W o noch kein Arbeiterkom itee 

besteht, m ag das angehen. W o 
aber bereits eines im ^inne der 
A rbeiter tä tig  war, dürfte es 
nicht ganz ohne Schaden ab­
gehen fü r dio S E D !

N eue DeutscMand-Noie
Bonn (E igenm eldung). Bun­

desaußenminister Dr. von Bren­
tano hat kurz nach der Rück­
kehr von seiner W eltreise in 
Bonn angekündigt, daß die neue 
Deutschlandnote „in  a ller K ü r­
ze“  an die Sow jctregicrung ab- 
gesaiult w ird . Ursprünglich war 
die Überreichung fü r Ende 
März vorgesehen.



W E S TB E R L IN E R  S C H N E LLS TR A SS E N . Diese Tun- 
nelmündung-, aus der die Schnellstraße von der Fried- 
richsruher Straße unter dem Kuriürstendamm in die 
Halenseestraße hineinläuft, w ird von etwa 300 Stahl­
pfeilern getragen. Die Arbeiten an diesem P ro jek t gehen 

zügig vonstatten.

Atomares Säbelrasseln
Fortsetzung' von Seite 2

m it seinen Atom waffen drohte. 
Oder als Marschall Schukow vor 
zehn Tagen  ganz unverhüllt auf 
einer Konferenz sowjetischer 
Arm eeangehöriger in  Moskau 
erklärte, daß die sowjetische 
A tom w affe „unvermeidlich als 

ptkam pfm ittel eingesetzt
„rden w ird “ , und daß „die 

Streitkräfte der U dSSR m it den 
modernsten W affen ausgerüstet 
sind“ . H atte der K rem l w irk ­
lich erwartet, daß sich das fre ie  
Europa von diesen sowjetischen 
Feststellungen und Drohungen 
einfach lähmen und lahmlegen 
lassen w ürde? V ielle icht hat der 
K rem l sich w irk lich  diesem I r r ­
tum hingegeben. D ie  tatsäch­
liche W irkung kann jedenfalls 
nur sein, die waffentechnischen 
Konsequenzen fü r die V erteid i­
gung zu ziehen.

Schrei nach Verständigung“
Die Perspektiven, die dieses 

atomare Säbelrasseln und W ett­
rüsten eröffnet, sind schrecklich. 
Es ist schwer vorstellbar, daß

die über Jahre sich hinschlep­
penden und zur Zeit in  London 
w ieder laufenden Abrüstungs­
verhandlungen einen wesent­
lichen Schritt vorwärtsführen 
können, wenn zur selben Zeit 
in  der W e lt der Atom lärm  im ­
mer lauter w ird . Dennoch muß 
dieser Verhandlungsversuch m it 
äußerster Entschlossenheit fo rt­
gesetzt werden, denn es g ib t 
keinen anderen W eg.

N u r genügt dieser W e g  allein 
nicht. D ie gegenw ärtige a llge­
meine und insbesondere ato­
mare Aufrüstung ist im  Grunde 
die F o lg e  der vie len  schwelen­
den Gefahren und Gegensätze 
zwischen W est und Ost. Von 
daher kommt, das Mißtrauen 
und die Sorge, urplötzlich von 
einem großen Unglück über­
rascht zu werden. Es g ib t v ie le 
solcher H erde von Ängsten und 
Gefahren. Und wenn den So­
w jets zur Zeit besonders unbe­
haglich ist, dann lieg t das —  
auch wenn sie es noch nicht 
einsehen wollen —  nicht zuletzt 
daran, daß sie selber seit 1945

Eine neue Erziehungs-Kampagne
In einer „Aufklärungs“- 

Kampagne soll die Bevölke­
rung der Sowjetzone jetzt 
davon überzeugt werden, 
daß die Annahme von Geld­
zuwendungen bei Besuchen 
im Bundesgebiet „unehren­
haft“ sei. Es sollen alle 
SED-Organisationen sowie 
die Ausschüsse der „Natio­
nalen Front“ diese „Erzie­
hungsarbeit“ leisten. Der 
Bevölkerung soll gesagt 
werden, daß die Mittel für 
diese Gelder, die zumeist 
von den Städten gezahlt 
werden, aus den Arbeitern 
des Bundesgebietes „heraus­
gepreßt" worden seien. 
Auch SED-Mitglieder haben 
bei Besuchen im Bundesge­
biet solche Zuwendungen 
angenommen. Zur Bede ge­
stellt, verteidigten sie sich 
dialektisch mit dem Argu­
ment: „Man muß die Kapi­
talisten schädigen, wo man 
kann.“

soviel dazu beigetragen haben, 
Gefahrenherde zu schaffen und 
zu konservieren. Auch hier muß 
die W e ltp o litik  ansetzen, wenn 
sie die W e lt  vo r  dem atomaren 
TJnheil bewahren w ill. Im  
Grunde schreit die Situation 
nach einer Kon ferenz der g ro ­
ßen Verständigung. A ber nach­
dem das Genfer Lächeln so 
schnell und gründlich verschwin­
den konnte, bedarf es zu einem 
Gelingen stärkerer Bereitschaft 
und gründlicher Vorbereitung. 
D er Prü fste in  fü r  die sow je­
tische H altung w ird  dabei nicht 
nur, aber doch mitentscheidend 
ihre I-Ialtung in  der deutschen 
F rage  s.ein.

Unter deutschem Kommando
Frankfu rt (A P ). Zum ersten­

mal in  der Geschichte beider 
Staaten stand während des 
NATO-Stabsm anövers „Schwar­
zer L öw e“ eine amerikanische 
E inheit unter deutschem K om ­
mando. Es handelt sich um das
14. Panzer-Regim ent der 7. TJS- 
Armee, dessen Befeh l von. Ge­
neralleutnant Foersch übernome 
men wurde.



W O CH EN-AUSGABE

B IL D E R  D E R  W OCHE. Oben: E in ige M illionen M ark beträgt der W ert dieser persiseben K a iser­

krone, d ie Bundeskanzler Adenauer und seine Tochter, L ibeth  Werhahn, betrachteten» D er 

Schatz w ird in einer Bank in  Teheran aufbewahrt. —  TTnten; 29 Studenten aus 29 Ländern, die 

ara Forum der «N ew  York Herald Tribüne“ teilnahmen, hielten sich eine Woche in  Berlin  auf» 

H ie r : E ine Gruppe vor der Reichstagsruine»


